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BaWü-Check

� Der BaWü-Check ist eine
Umfrage der Tageszeitungen
in Baden-Württemberg. Sie
wird im Auftrag der Tageszei-
tungen durch das Institut für
Demoskopie Allensbach mehr-
mals im Jahr durchgeführt.

� In der Zeit vom 12. bis 20.
März 2024 wurden in Baden-
Württemberg 1029 Menschen
in einem repräsentativen Quer-
schnitt der baden-württember-
gischen Bevölkerung ab 18 Jah-
ren befragt.

� Die Befragten sind Mitglie-
der eines Online-Panels. Die
gewichtete Stichprobe wurde
durch eine nach Geschlecht,
Alter, Schulabschluss und
Regierungsbezirk geschichtete
Zufallsauswahl gezogen.
Dabei orientierte man sich am
Mikrozensus 2021.

� Die für die Befragung ausge-
wählten Personen bekamen per
E-Mail eine Einladung zur Teil-
nahme. Sie konnten über einen
darin enthaltenen Link zur Aus-
füllung des Online-Fragebo-
gens mit 13 Fragen gelangen.

Interesse an Kommunalwahlen
Was beschäftigt die
Menschen vor der

Kommunalwahl am 9.
Juni? Das war die Frage

im aktuellen BaWü-
Check. Ist in der Stadt
besonders bezahlbarer

Wohnraum wichtig,
wünscht man sich auf
dem Land vor allem

einen besseren
Nahverkehr.

Von Anna Grah

B
ezahlbarer Wohnraum, der
Ärztemangel, die Unterbrin-
gung von Flüchtlingen und
das Nahverkehrsangebot –

das sind die Fragen, die den Men-
schen im Land mit Blick auf die
Kommunalwahl unter den Nägeln
brennen, wie aus dem aktuellen
BaWü-Check hervorgeht. Damit
treibt wie in früheren Befragungen
aus der Reihe das Thema Wohnen
die Menschen am meisten um. Hohe
Preise und hohe Mieten vor allem in
Städten und Ballungsräu-
men gehören für die Bürge-
rinnen und Bürger im Land
nach wie vor zu den drän-
gendsten Problemen.

In der aktuellen Umfrage
befanden nun 62 Prozent
der Befragten, dass sich
Verwaltung und Politik vor
Ort als Allererstes um be-
zahlbaren Wohnraum kümmern
sollte, gefolgt vom Ärztemangel (45
Prozent). Die Flüchtlingssituation
besser zu bewältigen und den öffent-
lichen Nahverkehr auszubauen, hal-
ten jeweils 38 Prozent für wichtige
Themen. Etwa ein Drittel halte Leh-
rermangel, Pflegeheime und Schul-
gebäude für besonders wichtig.

Dabei geht die Gewichtung der
Anliegen bei der Bevölkerung in
Stadt und Land erwartbar weit aus-
einander. Für Menschen im ländli-

chen Raum spielt der Ausbau des
Nahverkehrs (50 Prozent) die größte
Rolle. In Städten ist es der bezahlba-
re Wohnraum. Und in Großstädten
wird die Bekämpfung der Kriminali-
tät als deutlich wichtiger erachtet als
bei der Dorfbevölkerung.

Aus der Umfrage des Instituts für
Demoskopie Allensbach geht her-
vor, dass das Interesse der Men-
schen an der Kommunalwahl ver-
gleichsweise groß ist. Die Wahlbetei-
ligung könnte der Umfrage zufolge

ähnlich hoch ausfallen wie
2019. 62 Prozent der Befrag-
ten sind entschlossen, ihre
Stimme abzugeben, noch
einmal 21 Prozent halten es
für wahrscheinlich, dass sie
wählen gehen. „Die aktuel-
len Absichtserklärungen
deuten jedoch darauf hin,
dass die Wahlbeteiligung

zumindest das Niveau von 2019 er-
reicht oder übertrifft“, heißt es von
den Experten in Allensbach. Aller-
dings beschäftigen sich die Bürger in
der Regel erst kurz vor dem Termin
mit der Wahl, sodass noch keine be-
lastbare Prognose für die Beteiligung
oder für die Richtung der Wahlent-
scheidung möglich sei.

Die Antworten auf die Frage nach
der Parteipräferenz sind eher als
Stimmungsbild und nicht als „Sonn-
tagsfrage“ wie bei Bundes- oder

Landtagswahlen zu werten. Auf die
Frage, welche Partei für sie infrage
käme, gaben 27 Prozent der befrag-
ten Wahlberechtigten die CDU an,
gefolgt von den Grünen mit 21 Pro-
zent und der SPD mit 18 Prozent. Die
AfD landet mit 13 Prozent auf Platz
vier, gleichauf mit den Freien Wäh-
lern. 11 Prozent der Befragten kön-
nen sich vorstellen, Kandidaten der
FDP zu wählen. Fünf Prozent wollen
sich für eine andere Partei entschei-
den, und der Rest will nicht wählen
oder ist noch unentschlossen.

Das Wahlverhalten bei der Kom-
munalwahl ist zudem nicht mit dem
bei Landtags- oder Bundestagswah-
len vergleichbar, da die Wähler die

handelnden Personen, aber auch die
Themen besser kennen. So ist es
auch nicht überraschend, dass in der
Umfrage 68 Prozent der Wahlwilli-
gen ihre Entscheidung von den Zie-
len und Programmen der Kandida-
ten vor Ort abhängig machen wol-
len. Für 54 Prozent ist die Haltung zu
bestimmten Projekten relevant, die
ihnen persönlich besonders wichtig
sind. 39 Prozent machen ihre Ent-
scheidung von der Politik auf Bun-
desebene abhängig. Nur knapp je-
dem Fünften geht es aber um die
Parteizugehörigkeit der Kandidaten.

Ihre eigenen Einflussmöglichkei-
ten auf das Geschehen vor Ort halten
die Befragten indessen für be-
schränkt. Trotz wachsender Bürger-
beteiligung auch in Kommunen ha-
ben 73 Prozent den Eindruck, keinen
oder weniger großen Einfluss zu ha-
ben. Nur 21 Prozent finden, dass sie
große oder sehr große Einflussmög-
lichkeiten haben. Selbst für die Kom-
munalwahl zu kandidieren kommt
nur für 25 Prozent der Befragten in-
frage.

Dabei finden 56 Prozent der Be-
fragten es „toll, wenn Menschen sich
für ihre Gemeinde engagieren“. Nur
gut ein Drittel glaubt, dass Kommu-
nalpolitik nicht von Parteipolitik be-
stimmt ist – und ebenso viele glau-
ben, dass Kommunalpolitiker vor al-
lem eigene Interessen verfolgen. Ein

Viertel hält die Kommunalpolitiker
für unentbehrlich, aber 14 Prozent
glauben, dass die Kommunalpolitik
keinen Einfluss hat. Der Gemeinde-
rat ist in Baden-Württemberg das
Hauptorgan der Kommune, er ent-
scheidet über konkrete Angelegen-
heiten wie etwa den Bau von Kitas
oder den kommunalen Haushalt.

Und während soziale Medien an-
sonsten eine große Rolle spielen,
wird in der Kommunalpolitik den
klassischen Medien eine große Be-
deutung zugeschrieben. 82 Prozent
halten es für wichtig oder sehr wich-
tig, dass dort ausführlich über das
Geschehen in der Kommune berich-
tet wird. 58 Prozent der Befragten in-
formieren sich in der lokalen oder re-
gionalen Tageszeitung über das Ge-
schehen in ihrem Wohnort. Sie ge-
nießen auch das höchste Vertrauen.
49 Prozent in Amts- und Mittei-
lungsblättern der Gemeinden, 38
Prozent suchen die Informationen
in sozialen Netzwerken.

Die Zukunftsaussichten bewer-
ten die Befragten nach wie vor wenig
rosig. Skepsis und Besorgnis über-
wiegen bei den Befragten (55 Pro-
zent). 30 Prozent blicken mit Hoff-
nungen auf die nahe Zukunft. Die
Jüngeren im Alter zwischen 30 und
44 Jahren sind aber deutlich opti-
mistischer. Hier blicken 44 Prozent
mit Hoffnungen in die Zukunft.

Die Schaffung von bezahlbarem Wohnraum gilt in den Städten als dringendster Wunsch an die Kommunalpolitik. Der Einfluss auf das örtliche Geschehen wird aber eher als gering eingeschätzt. BILD: CHRISTOPH SCHMIDT/DPA

Wenig Einfluss

Wie ist Ihr Eindruck: Wie viel Einfluss hat man als Bürger auf das,
was am Ort geschieht?
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Pläne für die Beteiligung an den Kommunalwahlen

Am 9. Juni finden in Baden-Württemberg Kommunalwahlen statt. Werden Sie bei der
Kommunalwahl wählen gehen?
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Quelle: Allensbacher Archiv, IfD-Umfragen 6176/VI; Basis: Baden-Württemberg, Bevölkerung ab 18 Jahre
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Inhalte wichtig

Was spielt für Ihre Wahlentscheidung vor allem eine Rolle, worauf achten Sie?

28Auf die Kandidaten, z.B
ob ich sie persönlich kenne

19Auf die Parteizugehörigkeit
der Kandidaten

68
Auf die Ziele und Programme der
Parteien bzw. Kandidaten vor Ort

54
Wie die Parteien bzw. Kandidaten
zu bestimmten Projekten stehen,

die mir wichtig sind

39
Auf die Politik, die die Parteien

auf Bundesebene machen

1Anderes

Basis: Baden-Württemberg, Wahlwillige, Quelle: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 6167/VI

(Angaben in Prozent)

Informationsquellen über das lokale Geschehen

Wo informieren Sie sich, wenn es um das Geschehen in Ihrem Wohnort, um das
Geschehen in Ihrer unmittelbaren Umgebung geht?

47Soziale Netzwerke, z.B.
Facebook, Instagram

26Radiosender

Bevölkerung insgesamt
Großes Interesse
am Geschehen
vor Ort

70Lokale/Regionale Tageszeitung

64
Amts- und Mittelungsblätter
der Städte und Gemeinden

44Anzeigenblätter, Wochenblätter

19Fernsehsender

17

38

21

58

49

39

16

14Andere Internetangebote

Basis: Baden-Württemberg, Bevölkerung ab 18 Jahre Quelle: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 6167/VI

(Angaben in Prozent)

Wilhelmine
wird geborgen

Verkehr: Bahn legt
Tunnelbohrmaschine frei

Rastatt. Nach einer Havarie im Jahr
2017 in einem Tunnel unterhalb der
Rheintalbahn sind erste Teile der da-
mals verschütteten Tunnelbohrma-
schine wieder zum Vorschein ge-
kommen. Mit der Freilegung und
Demontage des Tunnelbohrers na-
mens Wilhelmine werde eine wichti-
ge Voraussetzung für den Weiterbau
an der Oströhre des Tunnels Rastatt
geschaffen, teilte die Bahn am Mitt-
woch mit. Das Schneidrad ist bereits
zu sehen, das nun mit Schneidbren-
nern zerlegt wird. Der Rest von „Wil-
helmine“ wird in den nächsten Mo-
naten ausgegraben und abgebaut.

Zu der Havarie war es am 17. Au-
gust 2017 im Zuge des viergleisigen
Ausbaus der Rheintalbahn gekom-
men: Die Tunnelvortriebsmaschine
hatte für den Bau der Oströhre eine
Gleistrasse der bestehenden Rhein-
talbahn unterquert, als sich die Glei-
se absenkten. Der Bahnverkehr
stand rund sieben Wochen still. Um
den Schaden zu begrenzen und den
Boden zu stabilisieren, pumpten Ar-
beiter Beton auf 160 Metern Länge in
die Röhre – in der noch die Tunnel-
bohrmaschine steckte.

Rheintalbahn ist eine der
wichtigsten Nord-Süd-Achsen
Seither war ein umfangreiches Kon-
zept erarbeitet worden, um die Ost-
röhre im Zuge des milliardenschwe-
ren Ausbaus der Rheintalbahn zwi-
schen Karlsruhe und Basel weiter
bauen zu können. Sie soll in offener
Bauweise, also von oben, bis 2026
fertiggestellt werden. Dafür hebt die
Bahn an der Stelle mit der einbeto-
nierten Maschine eine 200 Meter
lange und 16 Meter tiefe Baugrube
aus, legt „Wilhelmine“ und die zube-
tonierte Röhre weiter frei und de-
montiert Maschine wie auch Röhre.
Die Teilstücke wiegen jeweils rund
200 Tonnen, wie es weiter hieß.

Die Rheintalbahn ist eine der
wichtigsten Nord-Süd-Achsen im
europäischen Eisenbahnnetz.
Durch ihren Ausbau soll die Bahn-
verbindung deutlich schneller und
leistungsfähiger werden. lsw

Blick auf einen Teil der freigelegten
Tunnelbohrmaschine. BILD: ULI DECK/DPA

Langsame
Finanzämter

Ranking: Baden-Württemberg
auf dem letzten Platz

Stuttgart. Die Finanzämter in Ba-
den-Württemberg haben sich bei
der Bearbeitung von Einkommen-
steuererklärungen für 2022 viel Zeit
gelassen: 54 Tage dauerte dies im
Schnitt. Der Südwesten belegte da-
mit im Länderranking des Bundes
der Steuerzahler den letzten Platz
gemeinsam mit Niedersachsen.
Landeschef Eike Möller sagte am
Mittwoch in Stuttgart, der Rückfall
vom 13. auf den nun letzten Platz sei
bedenklich. „Und er zeigt hinsicht-
lich der anderen Bundesländer ja
auch, dass es durchaus gelingen
kann, die Bearbeitungszeiten zu ver-
kürzen.“ Am schnellsten ist der Er-
hebung zufolge Berlin.

Die Berliner Finanzämter benöti-
gen im Schnitt 39 Tage, gefolgt von
Hamburg (41,8 Tage) und Thüringen
(43,2 Tage). Auffällig sei, dass in den
meisten Bundesländern die Bear-
beitungszeit der Finanzämter im
Vergleich zum Vorjahr verbessert
werden konnte, so der Steuerzahler-
bund. Bei der Bearbeitung der Steu-
ererklärungen von Arbeitnehmern
benötigten Baden-Württembergs
Finanzämter einen Tag länger als im
Vorjahr (51 statt 50 Tage). lsw


